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MEIN STANDPUNKT

Prof, Dr. Bruno S. Frey, Universität Zürich, 
Institut für Empirische Wirischaftsforschung 

Kantönligeist bedeutet Fortschritt

E
s ist seltsam: Die Schweizer 
geben geraile dann ihre vor­
züglichen Institutionen auf, 
wenn sie im übrigen Euro­
pa als besonders nützlich und wert­

voll erkannt werden.
Gegenwärtig wirr! in der Schweiz 

der Föderalismus immer stärker 
verdrängt. Das letzte Beispiel ist 
der Entscheid des Kantons Luzern, 
die Zahl der Gemeintien von 107 auf 
60 zu vermindern, wenn nötig mit 
Zwang. Dies läuft 
unter der Flagge der 
« Fortschrittlich­
keit». Regelmässig 
wird angeführt, klei­
nere Gemeinden 
seien ineffizient und 
deshalb nicht über­
lebensfähig.

Diese Behauptung 
gilt bestenfalls aus 
bürokratisch-techni­
scher Warte. Selbst 
diese eingeschränk­
te Sicht wird jedoch 
weitgehend durch Erfahrungen wi­
derlegt. Insgesamt erweisen sich 
grosse Einheiten nicht kostengün­
stiger als kleine - auch nicht beim 
Staat. Je grösser eine Gemeinde ist, 
desto melu- entwickelt ihre Verwal­
tung ein Eigenleben. Die Anliegen 
der Bevölke Hing werden dann hin­
gegen weniger wichtig genommen.

Hier liegt der entscheidende 
Vorteil kleinräumiger politischer 
Einheiten wie der schweizerischen 
Gemeinden. Die Bürger können die 
ÖH entliehe Verwaltung und die Po­
litiker umso besser kontrollieren, je. 
kleiner die politischen Einheiten 
sind. Nicht umsonst fühlen sich 
(gemäss einer neuen Umfrage) die 
Schweizer und Schweizerinnen am 
stärksten mit ihrer Gemeinde ver­
bunden; mit dem Kanton identifi­
ziert sich rund ein Zehntel, und erst 
an dritter Stelle kommt die Schweiz 
als Ganzes.

Diese Bürgemähc der Gemein­
den wird bei einer bürokratisch 
und technisch orientierten Be­
trachtung völlig vernachlässigt. 
Die kleinen Gemeinden sind histo­
risch gewachsen, weil sie effizient 
sind.

E
s gibt sicherlich Bereiche, in 
denen grossere pol irische 
Einheilen kostengünstiger 
als kleine sind. Aber gerade 
dafür haben die Schweizer Ge­

meinden und Kantone eine gute 
Lösung gefunden; Sie schliessen 
sich zu Zweckverbänden und Kon­
kordaten zusammen und erledigen 
die entsprechenden Funktionen ge­
meinsam. 93 Prozent der politi­
schen Gemeinden sind zumindest 
einem Gemeinde verband an ge­
schlossen. Im Durchschnitt sind die 
Gemeinden an sechs solcher Ver­
einbarungen beteiligt, wobei die 
Bereiche Spitäler und Pflegeheime, 
Kanalisation und Müllabfuhr zu den 
wichtigsten gemeinsam erledigten 
Aufgaben gehören.

Das schweizerische Gemeinde­
system lässt sich weiterentwickeln 

«Grosse Einhei­
ten sind nicht 

kostengünstiger 

als kleine - auch 

nicht beim Staat»

und insbesondere auf Europa am 
wenden. Unser (gemeinsam mit Dr. 
Keiner Eichenberger entwickelte) 
Vorschlag sieht eine noch stärkere 
Dezentral ¡sie rang und Spezialisie­
rung vor, als dies heute üblich ist:

l. Für jede Funktion (z. B. Poli­
zei, Verkehr, Gesundheit, Schulen) 
gibt es eine entsprechende politi­
sche Einheit;

2. Sie überlappen sich, weil fm 
jede Funktion eine andere Gra^- 

effizient ist: Einige 
Einheiten können 
sehr klein sein (sich 
vielleicht sogar nur 
auf ein Quartier be­
schränken), wieder­
um andere können 
mehrere Gemein­
den, Provinzen oder 
gar Länder umfas­
sen;

3. Sie müssen 
zweierlei- Formen 
von Wettbewerb zu- 
lassen; (a) Austritt 

und Bildung neuer funktionaler 
Einheiten muss möglich sein; (b) 
Sie müssen direkt-demokratisch or­
ganisiert sein, d. h. Volksversamm­
lung, Initiative und Referendum zu- 
lassen;

4. Die Einheiten müssen Steuern 
erheben dürfen, um ihre Aufgaben 
zu erfüllen.

iese neuen Einheiten wer­
den den englischen An­
fangsbuchstaben folgend 
(Funktional, Overlapping,

C’ompetingJurisi lierions) alsA'OCV 
bezeichnet. Für das künftige Euro­
pa liesse sich ein demokratisches 
und zugleich effizientes politisches 
Netz entwickeln. Insbesondere 
könnten FOCJ entstehen, die die 
Landesgrenzen überwinden.

Als Vorbild kann die grenzüber­
schreitende Zusammenarbeit von 
Schweizer Kantonen und Gemein­
den mit ihren Nachbarn dienen: Die 
Regio Oberrhein, Conseil du Le­
man, Regio Insubrica und Regio 
Raetia sind mir einige Beispiele 
dafür. Ebenso liessen sich mit Hilfe 
dieses flexiblen Konzeptes die ost­
europäischen Länder wie Polen, 
Ungarn oder Rumänien in die EU 
integrieren. Müssten sie hingegen 
dem «acquis communautaire» der 
EI ' übernehmen, würde wegen ihrer 
Annut eine nicht mehr zu bewidti- 
gende Umvcrteilungslawme aus­
gelöst. Ein tragfähiges Emopa darf 
nicht voi wiegend auf Subventionen 
beruhen. Regionale Anliegen be­
dingen eine verstärkte politische 
Beteiligung der Bürger und Bürge­
rinnen in die europäische Politik.

Ein auf FOCJ aufbauendes Euro­
pa unterscheidet sich grundlegend 
vom etatistischen Konzept der heu­
tigen Europäischen Union. Ein Ein­
tritt in dieses Europa wäre sicher­
lich auch für viele Schweizer 
Stimmbürger und Stimmbürgerin­
nen akzeptabel oder sogar' wün­
schenswert.


